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EU Niederlassungsfreiheit vs österreichisches Firmenrecht

Der OGH (16.3.2011, 6 Ob 67/10m, 

siehe www.ris.bka.gv.at/jus) hatte sich 

jüngst mit der Frage auseinanderzu-

setzen, inwieweit die Firma „Academy 

of Business Consulting LTD“ zur Täu-

schung Dritter geeignet und daher 

die Eintragung in das Firmenbuch un-

zulässig ist.

Sachverhalt, Entscheidungen 
der Untergerichte

Eine im Gesellschaftsregister für England 

und Wales unter dem Namen „Academy 

of Business Consulting LTD“ eingetrage-

ne Gesellschaft hatte beim österreichi-

schen Firmenbuch die Eintragung der 

Firma „Academy of Business Consulting 

LTD“ als Zweigniederlassung beantragt. 

Das Erstgericht und das Rekursgericht 

wiesen den Antrag ab:

Der englische Begriff „academy“, der 

dem deutschen Begriff „Akademie“ sehr 

ähnlich ist, vermittle den falschen Ein-

druck einer öffentlich geförderten Ein-

richtung, die im Zusammenhang mit 

dem weiteren Firmenbestandteil „Un-

ternehmensberatung“ vor allem Ver-

anstaltungen zur Aus- und Fortbildung 

von Unternehmensberatern anbiete. Die 

Tätigkeit der inländischen Zweignieder-

lassung der Gesellschaft sei aber nicht 

die Unternehmensberatung und nicht 

die Ausbildung zum Unternehmensbe-

rater. Dieser Eindruck würde durch den 

Rechtsformzusatz LTD (Limited) zwar 

abgeschwächt, jedoch nicht beseitigt. 

Österreichische Rechtslage

Nach § 18 Abs 1 UGB muss eine Firma 

zur Kennzeichnung des Unternehmens 

geeignet sein und Unterscheidungs-

kraft besitzen. Unterscheidungskraft be-

deutet, dass die Firma geeignet ist, bei 

Lesern und Hörern die Assoziation mit 

einem ganz bestimmten Unternehmen 

unter vielen anderen zu wecken.

Die Individualisierungseignung muss 

generell und abstrakt gegeben sein. Ge-

mäß § 18 Abs 2 Satz 1 UGB darf die Fir-

ma keine Angaben enthalten, die geeig-

net sind, über geschäftliche Verhältnisse, 

die für die angesprochenen Verkehrskrei-

se wesentlich sind, irrezuführen.

Das Irreführungsverbot ist Ausdruck des 

Prinzips der Firmenwahrheit. Bei Fanta-

siefirmen ist zu prüfen, ob die Fantasiebe-

zeichnungen geeignet sind, unzutreffende 

Assoziationen hinsichtlich des Gegenstan-

des des Unternehmens auszulösen.

Entscheidung des OGH – 
unionsrechtliche Niederlas-
sungsfreiheit 

Der OGH gab der eintragungswilligen Ge-

sellschaft recht: Bei einer Gesellschaft, die 

nach dem Recht eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union gegründet wurde, ist 

bei Anwendung österreichischer Firmen-

rechtsgrundsätze, die – als unmittelbares 

Unionsrecht – durch Art 49 und Art 54  >>> 
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Geschlechtsneutrale Bundeshymne?

Tipps & Links

http://www.edikte2.justiz.gv.at/edikte/ex/edparm3.nsf/h/allg_news  
Die Ediktsdatei (siehe auch die Beiträge von Mag. Philipp Casper in diesem Lexikon) wird 
regelmäßig weiterentwickelt. Um sich auf dem Laufenden zu halten, empfiehlt es sich, ab und 
zu dem Link „Neuigkeiten“ (links unten im „Homefenster“ der Ediktsdatei) zu folgen.

http://dict.leo.org 
Ein englisches, französisches, spanisches, chinesisches oder russisches Wort fällt Ihnen par-
tout nicht ein? Vielleicht hilft „LEO“ kostenlos und mit erstaunlichem Wortschatz weiter; 
auch mobile Sprachbedürfnisse werden befriedigt. LEO hat übrigens eine interessante – für 
die Entwicklungen im „Web“ nicht ganz untypische – Geschichte (siehe die Registerkarte 
„Über uns“).
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Inside KCP

Seit 20.06.2011 verstärkt Frau Irene 

Strohmeier das Team der von Kaan Cro-

nenberg und Partner.

Die Leibnitzerin ist betreut das Sekreta-

riat von Dr. Moser zuständig. Zu ihren 

Stärken zählen – wie sie meint und auch 

schon unter Beweis stellen konnte – 

Freundlichkeit und Hilfsbereitschaft, vor 

allem der Kontakt mit den Klienten der 

Kanzlei bereitet ihr große Freude.

Frau Noggler ist seit 01.07.2011 bei 

Kaan Cronenberg & Partner beschäftigt.

Sie ist (gebürtige) Grazerin und im Se-

kretariat von Dr. Braumüller tätig. Frau 

Noggler beschreibt ihren Aufgabenbe-

reich als vielfältig, interessant und als 

neue Herausforderung, verbunden mit 

der Möglichkeit sich beruflich und per-

sönlich weiter zu entwickeln.

von Dr. Volker Mogel

Die (!) Bundeshymne muss geschlechtsneutral 

werden, meinen viele. Vor kurzem beschäftig-

te sich sogar der OGH mit der Frage, inwie-

weit dem urheberrechtliche Ansprüche der 

Textautorin entgegen stehen könnten (OGH 

15.12.2010, 4 Ob 171/10s, www.ris.bka.gv.at):

Es ging um eine Informationskampagne zur 

Bildungsreform, ein Film dazu war musikalisch 

von einer Rockversion der Bundeshymne, ge-

sungen von Popstar Christina Stürmer, unter-

malt. Zu klären war, ob die werknutzungsbe-

rechtigte Republik Österreich zu Änderungen 

des Textes ohne Zustimmung der Textautorin 

berechtigt ist.

Der OGH meinte, dass die für die „Rock-

Version“ der Bundeshymne vorgenommene 

Ergänzung des Textes durch Hinzufügen der 

Worte „und Töchter“ und die dadurch be-

dingte Änderung des Sprachrhythmus sowie 

das Kürzen und Vertauschen einzelner Text-

zeilen (zweier Strophen) und die dadurch 

bewirkte Änderung der Reihenfolge zulässig 

ist: Diese Änderungen sind laut OGH vom 

seinerzeit bei der vertraglichen Rechteeinräu-

mung vereinbarten Nutzungszweck umfasst. 

„Töchtern“ im Text der Bundeshymne steht 

also aus urheberrechtlicher Sicht grundsätz-

lich nichts im Wege. IVM

Irene Strohmeier

Elisabeth Noggler

Dr. Volker Mogel, LL.M. EUR
Bau- und Bauvertragsrecht 

weitere Tätigkeitsschwerpunkte
• Geistiges Eigentum, 
 Wettbewerbs- und Medienrecht
• Wohn- und Liegenschaftsrecht
• Zivil- und Unternehmensrecht



von Dr. Hans Radl

Der Diebstahl auch nur eines Schlüssels ei-

nes kaskoversicherten Fahrzeuges sollte der 

Versicherung gemeldet werden. Ansonsten 

kann sie leistungsfrei sein, wie der Oberste 

Gerichtshof (05.05.2010, 7 Ob 34/10s, vgl 

www.ris.bka.gv.at/jus) bestätigte:

Einer Versicherungsnehmerin, deren Fahr-

zeug kaskoversichert war, wurde der ihrem 

Sohn zur Verfügung gestellte Zweitschlüssel 

ihres Pkw gestohlen. Sie unternahm darauf 

nichts, weder tauschte sie die Schlösser am 

Pkw aus, noch verständigte sie ihren Versi-

cherer vom Diebstahl. Das Fahrzeug wurde 

– es kam, wie es kommen musste – in den 

darauffolgenden Tagen von der Straße ge-

stohlen. Die Kaskoversicherung lehnte eine 

Ersatzleistung mit der Begründung ab, die 

Versicherungsnehmerin habe eine Gefah-

renerhöhung zu vertreten, gegen die sie 

nichts unternahm. 

Der OGH vertrat, wie die Versicherung, den 

Standpunkt, die Versicherungsnehmerin 

wäre verpflichtet gewesen, die Gefahren-

erhöhung anzuzeigen und den Weisungen 

ihres Versicherers Folge zu leisten, wodurch 

der Diebstahl (voraussichtlich) unterblieben 

wäre. Der Klägerin wäre der Rettungsauf-

wand (für den Schlössertausch) bei einem 

Maximaleinsatz von € 1.000,00 gegenüber 

einem Fahrzeugwert von € 26.000,00 zu-

mutbar gewesen. 

Conclusio: Bei Schlüsseldiebstahl unverzüg-

lich mit dem Versicherer Kontakt aufnehmen 

und seine Weisungen einholen. Vielleicht 

bezahlt er ja sogar den Schlössertausch! IHR

von Dr. Stephan Moser 

Vor kurzem schuf der OGH (20.10.2010, 

1 Ob 159/10d, vgl www.ris.bka.gv.at/jus) 

Klarheit darüber, welcher Zeitpunkt nach 

dem Inkrafttreten des neuen Außerstreitge-

setzes den Beginn der dreijährigen Verjäh-

rungsfrist für Pflichtteilsansprüche (§ 1487 

ABGB) auslöst.

Entgegen anderer Meinungen in der Li-

teratur ist nicht darauf abzustellen, wann 

ein Pflichtteilsberechtigter Kenntnis davon 

erlangt, dass ihm keine (gesetzlichen) Erb-

ansprüche, sondern lediglich Pflichtteilsan-

sprüche zustehen.

Maßgeblich (für alle Berechtigten) ist der 

Tag der Errichtung des sogenannten Über-

nahmeprotokolles, das der Notar als Ge-

richtskommisär zu errichten hat, wenn er 

letztwillige Anordnungen übernimmt (§ 152 

Außerstreitgesetz). ISM

von Dr. Gerhard Braumüller

Kürzlich beschäftigte sich der OGH 

(13.04.2011, 3 Ob 23/11w – vgl  

www.ris.gv.at/jus) – soweit ersichtlich – erst-

mals mit der Legalservitut des § 43 Vermes-

sungsgesetz, womit Vermessungsbefugten 

die Inanspruchnahme fremder Grundstücke 

(in einem näher definierten Umfang) von 

Gesetzes wegen gestattet ist.

Obgleich darin nur vom Betreten und Be-

fahren von Grundstücken durch den Ver-

messungsbefugten die Rede ist, kann auch 

das Abstellen von Fahrzeugen auf fremden 

Grund gerechtfertigt sein, wie der OGH 

erkannte. Eine ausführliche Analyse der 

höchstgerichtlichen Entscheidung folgt in 

Lexikon 04/2011. IGB

von Mag. Philipp Casper

Seit 01.07.2011 können Klagen gegen juris-

tische Personen durch Bekanntmachung in 

der Ediktsdatei wirksam zugestellt werden  

(§ 92 ZPO idF BGBl I 2010/111).

Eine Klage, die nach dem 30.06.2011 bei 

Gericht eingebracht wurde und mangels 

tatsächlicher Abgabestelle nicht an der für 

Zustellungen im Firmenbuch ersichtlichen 

Geschäftsanschrift einer juristischen Person 

zugestellt werden kann, kann nunmehr auf 

Antrag der klagenden Partei ohne Bestel-

lung eines Kurators durch Aufnahme einer 

Mitteilung in die Ediktsdatei wirksam zu-

gestellt werden, wenn keine andere Abga-

bestelle bekannt ist. Die Zustellung gilt 14 

Tage nach der Aufnahme der Mitteilung in 

die Ediktsdatei als bewirkt.

Im Edikt hat das Gericht auch darauf hin-

zuweisen, dass alle weiteren zuzustellenden 

Schriftstücke bei Gericht hinterlegt werden, 

bis dem Gericht eine Abgabestelle bekannt-

gegeben wird. 

Das bedeutet nicht nur, dass darauf zu ach-

ten ist, dass jeweils im Firmenbuch die richti-

ge, tatsächliche Geschäftsanschrift eingetra-

gen ist, sondern, dass zur Vermeidung von 

Säumnisfolgen Einsicht in die Ediktsdatei 

geboten sein kann. Zu finden sind Ediktal-

zustellungen unter www.edikte.justiz.gv.at  

in der Rubrik „Kundmachungen und Aufge-

bote“, Untergruppe „Ediktalzustellungen an 

juristische Personen“. IPC

des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) gewährleistete unionsrechtliche Freiheit der Niederlas-

sung einer Gesellschaft (auch in der Form von Zweigniederlas-

sungen oder von Tochtergesellschaften) zu beachten.

Beschränkungen des aus der Niederlassungsfreiheit abgelei-

teten Rechts durch nationales Firmenrecht, eine in einem 

Mitgliedstaat zulässige Firma auch im (österreichischen) In-

land zu gebrauchen, können nach dem EuGH nur unter vier 

engen Voraussetzungen gerechtfertigt sein:

Sie müssen in nicht diskriminierender Weise angewandt 

werden, aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses 

gerechtfertigt, zur Erreichung des verfolgten Ziels geeignet 

sein und sie dürfen nicht über das hinausgehen, was zur 

Erreichung des Ziels erforderlich ist. 

Entgegen der Auffassung der Vorinstanzen ist nach Ansicht 

des OGH die Firma des englischen Rechtsträgers „Academy 

of Business Consulting LTD“ als Firma seiner inländischen 

Zweigniederlassung bei der gebotenen europarechtskon-

formen Auslegung nicht wegen eines Verstoßes gegen  

§ 18 Abs 1 und 2 UGB unzulässig. Die Lauterkeit des Han-

delsverkehrs ist zwar grundsätzlich ein zwingendes Allge-

meininteresse, die zu ihrem Schutz gestellten Anforderun-

gen dürfen laut OGH jedoch nicht überspannt werden.

Der Begriff „Akademie“ („academy“) ist in Österreich nicht 

bestimmten Einrichtungen vorbehalten und nicht spezifisch 

geschützt. Für die Verwendung dieser auf eine Lehreinrich-

tung hinweisenden Bezeichnungen außerhalb des Hoch-

schul- und Fachhochschulbereichs bleibt ein Anwendungs-

spielraum, weshalb auch bereits derzeit privatwirtschaftlich 

tätige „Akademien“ oder „academies“ bestehen.

Ein Angehöriger des angesprochenen Verkehrskreises wird 

bei verständiger Würdigung dieser Umstände nicht den Ein-

druck gewinnen, er habe es mit einer öffentlichen oder un-

ter öffentlicher Aufsicht stehenden Einrichtung zu tun. Hin-

zukommt, dass der angesprochene Verkehrskreis, nämlich 

Unternehmer im Bereich der Unternehmensberatung, in der 

Regel eine erhöhte Professionalität vorweisen können und 

deshalb in einem geringeren Maß schutzbedürftig sind. IVM

www.kcp.at

Schon seit 01.01.2000 werden Informationen zu gericht-

lichen Versteigerungen, Insolvenzverfahren und Verlas-

senschaftsverfahren im österreichischen Bundesgebiet 

unter der Internetadresse www.edikte.justiz.gv.at öf-

fentlich bekannt gemacht. Auch für Kleinunternehmer 

gewinnt sie nun an Bedeutung.

Ediktsdatei, Insovenzdatei

Aus der Ediktsdatei kann jedermann, kostenlos und tages-

aktuell Informationen über die Eröffnung von Sanierungs- 

und Konkursverfahren, über Verkäufe und Verpachtungen 

in Insolvenzverfahren, über gerichtliche Versteigerungen in 

Exekutionsverfahren, aber auch Informationen über Bestel-

lungen von Kuratoren, Kraftloserklärungen, Todeserklärun-

gen und über Edikte in Verlassenschaftsverfahren gewinnen. 

Zugangsbeschränkungen bestehen nicht.

Öffentliche Bekanntmachungen zu Insolvenzverfahren (heu-

te in der sogenannten „Insolvenzdatei“, ein Teil der Edikts-

datei) gab es freilich schon vor der internetbasierenden 

Ediktsdatei, das Mittel für solche Veröffentlichungen waren 

Bekanntmachungen in der Wiener Zeitung, im Teletext des 

ORF, im Wirtschaftsblatt sowie in anderen Medien.

Der einfache, rasche und tagesaktuelle Zugang zu – vor al-

lem für Unternehmer – wichtigen Informationen bietet aber 

nicht nur Chancen. Dem stehen auch Erkundigungspflich-

ten gegenüber.

Erkundigungspflichten

So ist etwa bei Zahlungen eines Unternehmers Vorsicht ge-

boten: § 3 Abs 2 IO regelt nämlich, dass eine Zahlung an den 

Schuldner nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens den Zah-

lenden nur dann von seiner Schuld befreit, wenn die geleistete 

Zahlung nachträglich der Insolvenzmasse tatsächlich zugeht 

oder dem Unternehmer zur Zeit der Zahlung die Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens nicht bekannt war und auch bei Ein-

haltung der gehörigen Sorgfalt nicht bekannt sein musste.

Zweifache Zahlungspflicht droht

Mit dieser Sorgfaltspflicht beschäftigte sich jüngst der OGH 

(17.02.2011, 2 Ob 4/11v – vgl www.ris.bka.gv.at/jus). Frag-

lich war, ob sich ein Kleinunternehmer nach der Insolven-

zeröffnung eines Geschäftspartners erkundigen muss (durch 

Einsicht in die Insolvenzdatei).

Die insolvenzverfangene Schuldnerin war Subunternehmerin 

des Unternehmers im Baugewerbe. Der Unternehmer stand 

also in einer vertraglichen Beziehung mit der später insolven-

ten Schuldnerin und schuldete dieser für diverse Werkleistun-

gen Werklohn. Der Geschäftsführer der Schuldnerin hatte 

den Unternehmer nicht über die zwischenzeitige Insolvenzer-

öffnung informiert, sondern drängte diesen vielmehr mehr-

fach auf Barzahlung und hatte damit schließlich auch Erfolg.

Der Unternehmer zahlte den offenen Werklohn tatsächlich 

in bar an den Geschäftsführer der Schuldnerin. Allerdings 

gelangte der Barbetrag niemals in die Insolvenzmasse. Der 

vom Gericht bestellte Insolvenzverwalter brachte eine Kla-

ge gegen den Unternehmer ein und begehrte gestützt auf  

§ 3 Abs 2 IO von diesem die nochmalige Zahlung. Er bekam 

schlussendlich auch Recht.

Der OGH klärte in seiner Entscheidung erstmals das Ausmaß 

der Erkundigungspflichten für Kleinunternehmen. Banken, 

Versicherungen und Großunternehmen waren nach der Ju-

dikatur schon bisher entsprechende Erkundigungspflichten 

auferlegt. Sie waren deswegen schon in der Vergangenheit 

verpflichtet, regelmäßig und zeitnah Informationen über die 

Eröffnung von Insolvenzverfahren über das Vermögen ihrer 

Geschäftspartner einzuholen.

Ergebnis

Der Gerichtshof stellte klar, dass auch Kleinunternehmer 

solche Sorgfaltspflichten treffen: Auch sie müssen sich vor 

Zahlungen über den insolvenzrechtlichen Status von Ge-

schäftspartnern erkundigen. Unterlassen sie das, laufen sie 

Gefahr, ein zweites Mal an den Insolvenzverwalter zahlen zu 

müssen, wenn ihre ursprüngliche Zahlung den Weg in die 

Masse nicht findet. 

Im Anlassfall hatte der Kleinunternehmer eine Zahlung von 

über € 40.000,00 in bar geleistet. Diese relativ große Sum-

me und die Barzahlung waren wohl mit ein Grund dafür, 

ihm die Verletzung einer Erkundigungspflicht anzulasten.

„Kleinstunternehmer“ soll die Erkundigungspflicht nach 

Meinung des OGH hingegen nicht treffen. Da aber unklar 

ist, wer als Kleinst- und wer als Kleinunternehmer einzustu-

fen ist, wird sich in Zukunft für jedermann – zumindest bei 

größeren Zahlungen – stets die Einsichtnahme in die Edikts-

datei (www.edikte.justiz.gv.at) empfehlen. IPC

Ediktsdatei – auch für 
Kleinunternehmer von Bedeutung
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von Dr. Hans Radl

Der Diebstahl auch nur eines Schlüssels ei-

nes kaskoversicherten Fahrzeuges sollte der 

Versicherung gemeldet werden. Ansonsten 

kann sie leistungsfrei sein, wie der Oberste 

Gerichtshof (05.05.2010, 7 Ob 34/10s, vgl 

www.ris.bka.gv.at/jus) bestätigte:

Einer Versicherungsnehmerin, deren Fahr-

zeug kaskoversichert war, wurde der ihrem 

Sohn zur Verfügung gestellte Zweitschlüssel 

ihres Pkw gestohlen. Sie unternahm darauf 

nichts, weder tauschte sie die Schlösser am 

Pkw aus, noch verständigte sie ihren Versi-

cherer vom Diebstahl. Das Fahrzeug wurde 

– es kam, wie es kommen musste – in den 

darauffolgenden Tagen von der Straße ge-

stohlen. Die Kaskoversicherung lehnte eine 

Ersatzleistung mit der Begründung ab, die 

Versicherungsnehmerin habe eine Gefah-

renerhöhung zu vertreten, gegen die sie 

nichts unternahm. 

Der OGH vertrat, wie die Versicherung, den 

Standpunkt, die Versicherungsnehmerin 

wäre verpflichtet gewesen, die Gefahren-

erhöhung anzuzeigen und den Weisungen 

ihres Versicherers Folge zu leisten, wodurch 

der Diebstahl (voraussichtlich) unterblieben 

wäre. Der Klägerin wäre der Rettungsauf-

wand (für den Schlössertausch) bei einem 

Maximaleinsatz von € 1.000,00 gegenüber 

einem Fahrzeugwert von € 26.000,00 zu-

mutbar gewesen. 

Conclusio: Bei Schlüsseldiebstahl unverzüg-

lich mit dem Versicherer Kontakt aufnehmen 

und seine Weisungen einholen. Vielleicht 

bezahlt er ja sogar den Schlössertausch! IHR

von Dr. Stephan Moser 

Vor kurzem schuf der OGH (20.10.2010, 

1 Ob 159/10d, vgl www.ris.bka.gv.at/jus) 

Klarheit darüber, welcher Zeitpunkt nach 

dem Inkrafttreten des neuen Außerstreitge-

setzes den Beginn der dreijährigen Verjäh-

rungsfrist für Pflichtteilsansprüche (§ 1487 

ABGB) auslöst.

Entgegen anderer Meinungen in der Li-

teratur ist nicht darauf abzustellen, wann 

ein Pflichtteilsberechtigter Kenntnis davon 

erlangt, dass ihm keine (gesetzlichen) Erb-

ansprüche, sondern lediglich Pflichtteilsan-

sprüche zustehen.

Maßgeblich (für alle Berechtigten) ist der 

Tag der Errichtung des sogenannten Über-

nahmeprotokolles, das der Notar als Ge-

richtskommisär zu errichten hat, wenn er 

letztwillige Anordnungen übernimmt (§ 152 

Außerstreitgesetz). ISM

von Dr. Gerhard Braumüller

Kürzlich beschäftigte sich der OGH 

(13.04.2011, 3 Ob 23/11w – vgl  

www.ris.gv.at/jus) – soweit ersichtlich – erst-

mals mit der Legalservitut des § 43 Vermes-

sungsgesetz, womit Vermessungsbefugten 

die Inanspruchnahme fremder Grundstücke 

(in einem näher definierten Umfang) von 

Gesetzes wegen gestattet ist.

Obgleich darin nur vom Betreten und Be-

fahren von Grundstücken durch den Ver-

messungsbefugten die Rede ist, kann auch 

das Abstellen von Fahrzeugen auf fremden 

Grund gerechtfertigt sein, wie der OGH 

erkannte. Eine ausführliche Analyse der 

höchstgerichtlichen Entscheidung folgt in 

Lexikon 04/2011. IGB

von Mag. Philipp Casper

Seit 01.07.2011 können Klagen gegen juris-

tische Personen durch Bekanntmachung in 

der Ediktsdatei wirksam zugestellt werden  

(§ 92 ZPO idF BGBl I 2010/111).

Eine Klage, die nach dem 30.06.2011 bei 

Gericht eingebracht wurde und mangels 

tatsächlicher Abgabestelle nicht an der für 

Zustellungen im Firmenbuch ersichtlichen 

Geschäftsanschrift einer juristischen Person 

zugestellt werden kann, kann nunmehr auf 

Antrag der klagenden Partei ohne Bestel-

lung eines Kurators durch Aufnahme einer 

Mitteilung in die Ediktsdatei wirksam zu-

gestellt werden, wenn keine andere Abga-

bestelle bekannt ist. Die Zustellung gilt 14 

Tage nach der Aufnahme der Mitteilung in 

die Ediktsdatei als bewirkt.

Im Edikt hat das Gericht auch darauf hin-

zuweisen, dass alle weiteren zuzustellenden 

Schriftstücke bei Gericht hinterlegt werden, 

bis dem Gericht eine Abgabestelle bekannt-

gegeben wird. 

Das bedeutet nicht nur, dass darauf zu ach-

ten ist, dass jeweils im Firmenbuch die richti-

ge, tatsächliche Geschäftsanschrift eingetra-

gen ist, sondern, dass zur Vermeidung von 

Säumnisfolgen Einsicht in die Ediktsdatei 

geboten sein kann. Zu finden sind Ediktal-

zustellungen unter www.edikte.justiz.gv.at  

in der Rubrik „Kundmachungen und Aufge-

bote“, Untergruppe „Ediktalzustellungen an 

juristische Personen“. IPC

des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) gewährleistete unionsrechtliche Freiheit der Niederlas-

sung einer Gesellschaft (auch in der Form von Zweigniederlas-

sungen oder von Tochtergesellschaften) zu beachten.

Beschränkungen des aus der Niederlassungsfreiheit abgelei-

teten Rechts durch nationales Firmenrecht, eine in einem 

Mitgliedstaat zulässige Firma auch im (österreichischen) In-

land zu gebrauchen, können nach dem EuGH nur unter vier 

engen Voraussetzungen gerechtfertigt sein:

Sie müssen in nicht diskriminierender Weise angewandt 

werden, aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses 

gerechtfertigt, zur Erreichung des verfolgten Ziels geeignet 

sein und sie dürfen nicht über das hinausgehen, was zur 

Erreichung des Ziels erforderlich ist. 

Entgegen der Auffassung der Vorinstanzen ist nach Ansicht 

des OGH die Firma des englischen Rechtsträgers „Academy 

of Business Consulting LTD“ als Firma seiner inländischen 

Zweigniederlassung bei der gebotenen europarechtskon-

formen Auslegung nicht wegen eines Verstoßes gegen  

§ 18 Abs 1 und 2 UGB unzulässig. Die Lauterkeit des Han-

delsverkehrs ist zwar grundsätzlich ein zwingendes Allge-

meininteresse, die zu ihrem Schutz gestellten Anforderun-

gen dürfen laut OGH jedoch nicht überspannt werden.

Der Begriff „Akademie“ („academy“) ist in Österreich nicht 

bestimmten Einrichtungen vorbehalten und nicht spezifisch 

geschützt. Für die Verwendung dieser auf eine Lehreinrich-

tung hinweisenden Bezeichnungen außerhalb des Hoch-

schul- und Fachhochschulbereichs bleibt ein Anwendungs-

spielraum, weshalb auch bereits derzeit privatwirtschaftlich 

tätige „Akademien“ oder „academies“ bestehen.

Ein Angehöriger des angesprochenen Verkehrskreises wird 

bei verständiger Würdigung dieser Umstände nicht den Ein-

druck gewinnen, er habe es mit einer öffentlichen oder un-

ter öffentlicher Aufsicht stehenden Einrichtung zu tun. Hin-

zukommt, dass der angesprochene Verkehrskreis, nämlich 

Unternehmer im Bereich der Unternehmensberatung, in der 

Regel eine erhöhte Professionalität vorweisen können und 

deshalb in einem geringeren Maß schutzbedürftig sind. IVM

www.kcp.at

Schon seit 01.01.2000 werden Informationen zu gericht-

lichen Versteigerungen, Insolvenzverfahren und Verlas-

senschaftsverfahren im österreichischen Bundesgebiet 

unter der Internetadresse www.edikte.justiz.gv.at öf-

fentlich bekannt gemacht. Auch für Kleinunternehmer 

gewinnt sie nun an Bedeutung.

Ediktsdatei, Insovenzdatei

Aus der Ediktsdatei kann jedermann, kostenlos und tages-

aktuell Informationen über die Eröffnung von Sanierungs- 

und Konkursverfahren, über Verkäufe und Verpachtungen 

in Insolvenzverfahren, über gerichtliche Versteigerungen in 

Exekutionsverfahren, aber auch Informationen über Bestel-

lungen von Kuratoren, Kraftloserklärungen, Todeserklärun-

gen und über Edikte in Verlassenschaftsverfahren gewinnen. 

Zugangsbeschränkungen bestehen nicht.

Öffentliche Bekanntmachungen zu Insolvenzverfahren (heu-

te in der sogenannten „Insolvenzdatei“, ein Teil der Edikts-

datei) gab es freilich schon vor der internetbasierenden 

Ediktsdatei, das Mittel für solche Veröffentlichungen waren 

Bekanntmachungen in der Wiener Zeitung, im Teletext des 

ORF, im Wirtschaftsblatt sowie in anderen Medien.

Der einfache, rasche und tagesaktuelle Zugang zu – vor al-

lem für Unternehmer – wichtigen Informationen bietet aber 

nicht nur Chancen. Dem stehen auch Erkundigungspflich-

ten gegenüber.

Erkundigungspflichten

So ist etwa bei Zahlungen eines Unternehmers Vorsicht ge-

boten: § 3 Abs 2 IO regelt nämlich, dass eine Zahlung an den 

Schuldner nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens den Zah-

lenden nur dann von seiner Schuld befreit, wenn die geleistete 

Zahlung nachträglich der Insolvenzmasse tatsächlich zugeht 

oder dem Unternehmer zur Zeit der Zahlung die Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens nicht bekannt war und auch bei Ein-

haltung der gehörigen Sorgfalt nicht bekannt sein musste.

Zweifache Zahlungspflicht droht

Mit dieser Sorgfaltspflicht beschäftigte sich jüngst der OGH 

(17.02.2011, 2 Ob 4/11v – vgl www.ris.bka.gv.at/jus). Frag-

lich war, ob sich ein Kleinunternehmer nach der Insolven-

zeröffnung eines Geschäftspartners erkundigen muss (durch 

Einsicht in die Insolvenzdatei).

Die insolvenzverfangene Schuldnerin war Subunternehmerin 

des Unternehmers im Baugewerbe. Der Unternehmer stand 

also in einer vertraglichen Beziehung mit der später insolven-

ten Schuldnerin und schuldete dieser für diverse Werkleistun-

gen Werklohn. Der Geschäftsführer der Schuldnerin hatte 

den Unternehmer nicht über die zwischenzeitige Insolvenzer-

öffnung informiert, sondern drängte diesen vielmehr mehr-

fach auf Barzahlung und hatte damit schließlich auch Erfolg.

Der Unternehmer zahlte den offenen Werklohn tatsächlich 

in bar an den Geschäftsführer der Schuldnerin. Allerdings 

gelangte der Barbetrag niemals in die Insolvenzmasse. Der 

vom Gericht bestellte Insolvenzverwalter brachte eine Kla-

ge gegen den Unternehmer ein und begehrte gestützt auf  

§ 3 Abs 2 IO von diesem die nochmalige Zahlung. Er bekam 

schlussendlich auch Recht.

Der OGH klärte in seiner Entscheidung erstmals das Ausmaß 

der Erkundigungspflichten für Kleinunternehmen. Banken, 

Versicherungen und Großunternehmen waren nach der Ju-

dikatur schon bisher entsprechende Erkundigungspflichten 

auferlegt. Sie waren deswegen schon in der Vergangenheit 

verpflichtet, regelmäßig und zeitnah Informationen über die 

Eröffnung von Insolvenzverfahren über das Vermögen ihrer 

Geschäftspartner einzuholen.

Ergebnis

Der Gerichtshof stellte klar, dass auch Kleinunternehmer 

solche Sorgfaltspflichten treffen: Auch sie müssen sich vor 

Zahlungen über den insolvenzrechtlichen Status von Ge-

schäftspartnern erkundigen. Unterlassen sie das, laufen sie 

Gefahr, ein zweites Mal an den Insolvenzverwalter zahlen zu 

müssen, wenn ihre ursprüngliche Zahlung den Weg in die 

Masse nicht findet. 

Im Anlassfall hatte der Kleinunternehmer eine Zahlung von 

über € 40.000,00 in bar geleistet. Diese relativ große Sum-

me und die Barzahlung waren wohl mit ein Grund dafür, 

ihm die Verletzung einer Erkundigungspflicht anzulasten.

„Kleinstunternehmer“ soll die Erkundigungspflicht nach 

Meinung des OGH hingegen nicht treffen. Da aber unklar 

ist, wer als Kleinst- und wer als Kleinunternehmer einzustu-

fen ist, wird sich in Zukunft für jedermann – zumindest bei 

größeren Zahlungen – stets die Einsichtnahme in die Edikts-

datei (www.edikte.justiz.gv.at) empfehlen. IPC

Ediktsdatei – auch für 
Kleinunternehmer von Bedeutung
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EU Niederlassungsfreiheit vs österreichisches Firmenrecht

Der OGH (16.3.2011, 6 Ob 67/10m, 

siehe www.ris.bka.gv.at/jus) hatte sich 

jüngst mit der Frage auseinanderzu-

setzen, inwieweit die Firma „Academy 

of Business Consulting LTD“ zur Täu-

schung Dritter geeignet und daher 

die Eintragung in das Firmenbuch un-

zulässig ist.

Sachverhalt, Entscheidungen 
der Untergerichte

Eine im Gesellschaftsregister für England 

und Wales unter dem Namen „Academy 

of Business Consulting LTD“ eingetrage-

ne Gesellschaft hatte beim österreichi-

schen Firmenbuch die Eintragung der 

Firma „Academy of Business Consulting 

LTD“ als Zweigniederlassung beantragt. 

Das Erstgericht und das Rekursgericht 

wiesen den Antrag ab:

Der englische Begriff „academy“, der 

dem deutschen Begriff „Akademie“ sehr 

ähnlich ist, vermittle den falschen Ein-

druck einer öffentlich geförderten Ein-

richtung, die im Zusammenhang mit 

dem weiteren Firmenbestandteil „Un-

ternehmensberatung“ vor allem Ver-

anstaltungen zur Aus- und Fortbildung 

von Unternehmensberatern anbiete. Die 

Tätigkeit der inländischen Zweignieder-

lassung der Gesellschaft sei aber nicht 

die Unternehmensberatung und nicht 

die Ausbildung zum Unternehmensbe-

rater. Dieser Eindruck würde durch den 

Rechtsformzusatz LTD (Limited) zwar 

abgeschwächt, jedoch nicht beseitigt. 

Österreichische Rechtslage

Nach § 18 Abs 1 UGB muss eine Firma 

zur Kennzeichnung des Unternehmens 

geeignet sein und Unterscheidungs-

kraft besitzen. Unterscheidungskraft be-

deutet, dass die Firma geeignet ist, bei 

Lesern und Hörern die Assoziation mit 

einem ganz bestimmten Unternehmen 

unter vielen anderen zu wecken.

Die Individualisierungseignung muss 

generell und abstrakt gegeben sein. Ge-

mäß § 18 Abs 2 Satz 1 UGB darf die Fir-

ma keine Angaben enthalten, die geeig-

net sind, über geschäftliche Verhältnisse, 

die für die angesprochenen Verkehrskrei-

se wesentlich sind, irrezuführen.

Das Irreführungsverbot ist Ausdruck des 

Prinzips der Firmenwahrheit. Bei Fanta-

siefirmen ist zu prüfen, ob die Fantasiebe-

zeichnungen geeignet sind, unzutreffende 

Assoziationen hinsichtlich des Gegenstan-

des des Unternehmens auszulösen.

Entscheidung des OGH – 
unionsrechtliche Niederlas-
sungsfreiheit 

Der OGH gab der eintragungswilligen Ge-

sellschaft recht: Bei einer Gesellschaft, die 

nach dem Recht eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union gegründet wurde, ist 

bei Anwendung österreichischer Firmen-

rechtsgrundsätze, die – als unmittelbares 

Unionsrecht – durch Art 49 und Art 54  >>> 
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Geschlechtsneutrale Bundeshymne?

Tipps & Links

http://www.edikte2.justiz.gv.at/edikte/ex/edparm3.nsf/h/allg_news  
Die Ediktsdatei (siehe auch die Beiträge von Mag. Philipp Casper in diesem Lexikon) wird 
regelmäßig weiterentwickelt. Um sich auf dem Laufenden zu halten, empfiehlt es sich, ab und 
zu dem Link „Neuigkeiten“ (links unten im „Homefenster“ der Ediktsdatei) zu folgen.

http://dict.leo.org 
Ein englisches, französisches, spanisches, chinesisches oder russisches Wort fällt Ihnen par-
tout nicht ein? Vielleicht hilft „LEO“ kostenlos und mit erstaunlichem Wortschatz weiter; 
auch mobile Sprachbedürfnisse werden befriedigt. LEO hat übrigens eine interessante – für 
die Entwicklungen im „Web“ nicht ganz untypische – Geschichte (siehe die Registerkarte 
„Über uns“).
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Inside KCP

Seit 20.06.2011 verstärkt Frau Irene 

Strohmeier das Team der von Kaan Cro-

nenberg und Partner.

Die Leibnitzerin ist betreut das Sekreta-

riat von Dr. Moser zuständig. Zu ihren 

Stärken zählen – wie sie meint und auch 

schon unter Beweis stellen konnte – 

Freundlichkeit und Hilfsbereitschaft, vor 

allem der Kontakt mit den Klienten der 

Kanzlei bereitet ihr große Freude.

Frau Noggler ist seit 01.07.2011 bei 

Kaan Cronenberg & Partner beschäftigt.

Sie ist (gebürtige) Grazerin und im Se-

kretariat von Dr. Braumüller tätig. Frau 

Noggler beschreibt ihren Aufgabenbe-

reich als vielfältig, interessant und als 

neue Herausforderung, verbunden mit 

der Möglichkeit sich beruflich und per-

sönlich weiter zu entwickeln.

von Dr. Volker Mogel

Die (!) Bundeshymne muss geschlechtsneutral 

werden, meinen viele. Vor kurzem beschäftig-

te sich sogar der OGH mit der Frage, inwie-

weit dem urheberrechtliche Ansprüche der 

Textautorin entgegen stehen könnten (OGH 

15.12.2010, 4 Ob 171/10s, www.ris.bka.gv.at):

Es ging um eine Informationskampagne zur 

Bildungsreform, ein Film dazu war musikalisch 

von einer Rockversion der Bundeshymne, ge-

sungen von Popstar Christina Stürmer, unter-

malt. Zu klären war, ob die werknutzungsbe-

rechtigte Republik Österreich zu Änderungen 

des Textes ohne Zustimmung der Textautorin 

berechtigt ist.

Der OGH meinte, dass die für die „Rock-

Version“ der Bundeshymne vorgenommene 

Ergänzung des Textes durch Hinzufügen der 

Worte „und Töchter“ und die dadurch be-

dingte Änderung des Sprachrhythmus sowie 

das Kürzen und Vertauschen einzelner Text-

zeilen (zweier Strophen) und die dadurch 

bewirkte Änderung der Reihenfolge zulässig 

ist: Diese Änderungen sind laut OGH vom 

seinerzeit bei der vertraglichen Rechteeinräu-

mung vereinbarten Nutzungszweck umfasst. 

„Töchtern“ im Text der Bundeshymne steht 

also aus urheberrechtlicher Sicht grundsätz-

lich nichts im Wege. IVM

Irene Strohmeier

Elisabeth Noggler

Dr. Volker Mogel, LL.M. EUR
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